
372 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für soziale Verwaltung 

über die Regierungsvorlage (282 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosen­

versicherungsgesetz 1977 geändert wird 
und 

über den Antrag der Abgeordneten Freda 
Blau-Meissner und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Arbeitslosenversi-

cherungsgesetz 1977 geändert wird (18/A) 

Im Zusammenhang mit den Bemühungen zur 
Konsolidierung des Bundeshaushaltes 1988 sieht 
die gegenständliche Regierungsvorlage eine 25%ige 
Erhöhung des Anteiles des Familienlastenaus­
gleichsfonds bei der Finanzierung des Karenzur­
laubsgeldes im Jahre 1987 vor. 

Weiters soll ein Ruhen des Arbeitslosengeldes 
(der Notstandshilfe) für die Zeit der Urlaubsent­
schädigung bzw. Urlaubsabfindung normiert wer­
den. Falls die Urlaubsentschädigung bzw. Urlaubs­
abfindung nicht gezahlt wird, soll - wie bereits 
derzeit bei der Kündigungsentschädigung '- ein 
rückverrechenbarer Vorschuß in der Höhe des 
Arbeitslosengeldes gewährt werden. 

Als Vergütung für die Einhebung des Arbeitslo­
senversicherungsbeitrages wurde bisher 1 % dieses 
Beitrages eingehoben. Die 'Regierungsvorlage sieht 
nun eine Absenkung dieser Einhebungsvergütung 
auf ihr tatsächliches Ausmaß vor. 

Da im ASVG mittlerweile bei der jährlichen Auf­
wertung der ASVG-Pensionen die Arbeitslosenrate 
berücksichtigt wird, führt die derzeitige Regelung 
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes zu einer 
höheren Aufwertung des Familienzuschlages und 
des Karenzurlaubsgeldes als bei der Dynamisierung 
der Pensionen. Durch die gegenständliche Regie­
rungsvorlage soll daher in Hinkunft eine jährliche 
Anpassung mit dem Anpassungsfaktor nach dem 
ASVG erfolgen. 

Derzeit liegt keine Arbeitslosigkeit vor, wenn 
jemand eine Freiheitsstrafe verbüßt. Durch die vor­
liegende Regierungsvorlage sollen in Hinkunft 

auch Personen nicht als arbeitslos gelten, die in 
anderer Weise auf behördliche Anordnung festge­
halten werden. 

Schließlich enthält die Regierungsvorlage noch 
folgende Maßnahmen: 

Übereinsti~mung des Endes der Versiche­
rungspflicht mit der Vollversicherung nach 
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz j 
Anpassung der Einheitswertgrenze bei V or­
liegen eines land(forst)wirtschaftlichen 
Betriebes; 
weitgehende Anhörung des Vermittlungsaus­
schusses beim Arbeitsamt bei Anwendung der 
gesetzlichen Bestimmungen und in berück­
sichtigungswürdigen Fällen; 
Möglichkeit des Auslandsaufenthaltes bei 
Karenzurlaubsgeld und Sondernotstands­
hilfe; 
Möglichkeit der Antragsabgabe beim Ka­
renzurlaubsgeld durch Vertreter; 
administrative Erleichterungen bei Geltend­
machung und AntragsteIlung auf Arbeitslo­
sengeld und Notstandshilfe: 

Die Abgeordneten Freda BI au - M eis s n e r, 
Buchner, Fuchs, Mag. Geyer, Dr. Pilz, 
S moll e, Sr bund W abI haben am 24. Feber 
1987 den gegenständlichen Initiativantrag betref­
fend Gleichstellung. von Frauen und Männern im 
Bereich der Notstandshilfe im Nationalrat einge­
bracht. 

Zu Art. I t 1 dieses Gesetzentwurfes enthält der 
Antrag folgende Begründung: "Im 9. Bericht der 
Volks anwaltschaft wird gerügt, daß im Bereich der 
AlVG eine verfassungswidrige Verwaltungspraxis 
entstanden ist, die auch im Gesetzestext selbst 
grundgelegt ist (siehe dazu die Seiten 29 H. des 
9. Berichts der Volksanwaltschaft!). Durch diese 
Praxis ist es Frauen, deren Gatte bzw. Lebensge­
fährte ein Einkommen bezieht, häufig erst in der 
zweiten Instanz möglich, ihren Anspruch auf Not­
standshilfe durchzusetzen. Da kein Grund besteht, 
bei arbeitslosen Frauen eine andere Vorgangsweise 
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vorzuschreiben als bei arbeitslosen Männern, hat 
die lit. c im Abschnitt B des § 36 Abs. 3 AIVG zu 
entfallen." 

Zu Art. I Z 2 des Antrages heißt es in der Erläu­
terung: "Das Recht der Arbeitslosenv<!rsicherung 
trifft eine merkwürdige Unterscheidung: Fremde 
erwerben Anspruch zwar auf Arbeitslosengeld, 
nicht jedoch auf Notstandshilfe. Die zur Stützung 
dieser Unterscheidung ins Treffen geführte Unter­
scheidung, die Notstandshilfe sei eben eine Fürsor­
geleistung, erscheint im Lichte einer 1985 publizier­
ten Untersuchung unrichtig. Die Notstandshilfe 
wird vielmehr als eine Versicherungsleistung 
gedeutet. Daraus könnte sich die Rechtswidrigkeit 
dieser Unterscheidung ergeben: diese läßt sich teil­
weise ~uf eine Verletzung der von Österreich durch 
Art. 12 Z 4 der Europäischen Sozialcharta über­
nommenen Verpflichtungen stützen, ergibt sich 
aber vor allem aus dem seit dem Wirksamwerden 
des 1. Zusatzprotokolls zur MRK auch auf 
bestirrimte öffentlich-rechtliche Ansprüche ausge­
dehnten verfassungsrechtlichen Eigentumsschutz 
und aus der richtig verstandenen' Reichweite des 
Gleichheitssatzes. " 

Der Ausschuß für soziale Verwaltung hat die 
beiden Vorlagen in seiner Sitzung am 19. N ovem­
ber 1987 in Verhandlung genommen und die 
Regierungsvorlage als Verhandlungs- und Abstim­
mungsgrundlage herangezogen. An der Debatte 
beteiligten sich die Abgeordneten Dr. S c h w i m -
m e r, Kr ä u t I, Dr. Fe urs te i n, Mag. 
Hau p t, S r b sowie der Bundesminister für 
Arbeit und Soziales D a II i n ger. 

Ingrid Korosec 

Berichterstatterin 

Von den Abgeordneten H e sou n, 
Dr. Sc h w i m m e r wurde ein gemeinsamer 
Abänderungsantrag betreffend Art. I Z 15 (§ 36 
Abs. 1, 2 und 3 Arbeitslosenversicherungsgesetz) 
sowie Art. III gestellt. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungsvor­
lage unter Berücksichtigung des oben erwähnten 
Abänderungsantrages der Abgeordneten 
He sou n, Dr. S c h w i m m e r teils einstimmig, 
teils mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Durch die Annahme des diesem Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurfes gilt auch der 
Antrag 18/ A der Abgeordneten Freda BI a u -
M eis s n e r und Genossen betreffend ein Bundes­
gesetz, mit dem das Arbeitslosenversicherungsge­
setz 1977 geändert wird, als miterledigt. 

Durch die Abänderungen und Ergänzungen 
gegenüber der Regierungsvorlage erfolgt im Sinne 
der J~amilienrechtsreform die Aufhebung der V 011-
verdienstbestimmung - wonach eine Frau bei 
Vollverdienst ihres Ehegatten (Lebensgefährten) 
keinen Anspruch auf Notstandshilfe hat - ab 
1. Juli 1988. 

Al.s Ergebnis seiner Beratung stellt der Ausschuß 
für soziale Verwaltung somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem an g e s chi 0 s sen e n 
G e set zen t wu r f die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Wien, 1987 11 19 

Hesoun 

Obmann 

/. , 
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Bundesgesetz vom XXXX, mit dem das 
Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 geän­

dert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 , 
BGBI. Nr. 609, zuletzt geändert mit dem Bundes­
gesetzBGBI. Nr. 290/1987, wird wie folgt geän­
dert: 

1. a) § 1 Abs. 2 lit. a und blautet: 

"a) Personen, die die allgemeine Schulpflicht 
noch nicht beendet haben, sowie Personen, 
die der allgemeinen Schulpflicht nicht unter­
liegen oder von ihr befreit sind, bis zum 
1. Juli des Kalenderjahres, in dem sie das 
15. Lebensjahr vollenden; 

b) Dienstnehmer, die in einem öffentlich-recht­
lichen Dienstverhältnis zum Bund, zu einem 
Land, einem Gemeindeverband oder einer 
Gemeinde sowie zu einem von diesen Kör­
perschaften verwalteten Betrieb, einer sol­
chen Unternehmung, Anstalt, Stiftung oder 
einem solchen Fonds stehen, sofern sie 
gemäß § 5 Abs. 1 Z 3 und 4 des Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetzes von der V olIver­
sicherung nach § 4 des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes ausgenommen sind." 

b) § 1 Abs. 2 lit. d lautet: . 

"d) Personen, die nach § 2 Abs. 1 Z 2 des Bau-
ern -Sozialversicherungsgesetzes, BG BI. 
Nr. 559/1978, pflichtversichert sind." 

c) Dem § 1 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

,,(6) Steht auf Grund eines arbeitslosenversiche­
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses Kün­
digungsentschädigung zu, so endet die Arbeitslo­
senversicherungspflicht erst mit Ablauf des Zeitrau­
mes, für <fen Kündigungsentschädigung gebührt." 

2. § 10 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Der Ausschluß vom Bezug des Arbeitslosen­
geldes ist in berücksichtigungswürdigen Fällen, wie 
zB Aufnahme einer anderen Beschäftigung, ganz 

oder teilweise nachzusehen, Vor dieser Nachsicht 
sowie vor Erlassung einer Entscheidung gemäß 
Abs. 1 ist der Vermittlungsausschuß des Arbeitsam­
tes anzuhören." 

3. a) § 12 Abs. 3 lit. e lautet: 

"e) wer eine Freiheitsstrafe verbüßt oder auf 
behördliche Anordnung in anderer Weise 
angehalten wird." 

b) § 12 Abs. 6 lit. blautet: 

"b) wer einen 'Iand(forst)wirtschaftlichen Betrieb 
bewirtschaftet, dessen nach den jeweils gel­
tenden gesetzlichen Vorschriften festgestell­
ter Einheitswert 54 000 S nicht übersteigt;" 

c) § 12 Abs. 6 lit. c lautet: 

"c) wer auf andere Art selbständig erwerbstätig 
ist und daraus ein nach Maßgabe des Abs. 9 
festgestelltes Einkommen erzielt, das die im 
§ 5 Abs. 2 lit. abis c des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes angeführten Beträge 
nicht übersteigt." 

d) Dem § 12 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

,,(9) Das Einkommen aus selbständiger Erwerbs­
tätigkeit wird auf Grund des Einkommensteuerbe­
scheides für das Kalenderjahr, in dem Arbeitslosen­
geld bezogen wird, festgestellt, wobei dem Einkom­
men nach § 2 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
1972, BGBI. Nr. 440, in der jeweils geltenden Fas­
sung, unter Außerachtiassung von Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit (§ 25 EStG 1972) die im 
Einkommensteuerbescheid angeführten Freibeträge 
und Sonderausgaben sowie die Beträge nach den 
§§ 8, 9, 10, 11 und 122 EStG 1972 hinzuzurechnen 
sind. Der Leistungsbezieher ist verpflichtet, den 
Einkommensteuerbescheid für das Kalenderjahr, in 
dem Arbeitslosengeld bezogen wurde, binnen zwei 
Wochen nach Erlassung dem zuständigen Arbeits­
amt vorzulegen. Bis zur Erlassung und Vorlage des 
Bescheides ist die Frage der Arbeitslosigkeit insbe­
sondere auf Grund einer eidesstattlichen Erklärung 
des Arbeitslosen über die Höhe seines Bruttoein­
kommens, einer allenfalls bereits erfolgten Einkom­
mensteuererklärung bzw. eines Einkommensteuer­
bescheides aus einem früheren Jahr vorzunehmen. 
Desweiteren hat der Arbeitslose schriftlich seine 
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Zustimmung zur Einholung von Auskünften beim 
Finanzamt zu enei1en. Für die von den Finanzäm­
tern eneilten Auskünfte gilt die abgabenrechtliche 
Geheimhaltepflicht des § 48 ader Bundesabgaben­
ordnung, BGBL Nr. 194/1961, sinngemäß. Lehnt 
der Arbeitslose die Abgabe der eidesstattlichen 
Erklärung bzw. der Zustimmungserklärung ab, ist 
ein geringfügiges Einkommen nicht anzunehmen." 

4. Im § 14 Abs. 4 lit. c wird der Ausdruck "des 
Mutterschutzgesetzes, BGBL Nr. 76/1957" durch 
den Ausdruck "des Mutterschutzgesetzes 1979, 
BGBL Nr. 221", ersetzt. , 

5. a) § 15 Abs. 1 Z 1 lit. blautet: 

"b) arbeitsuchend beim Arbeitsamt gemeldet 
gewesen ist oder Sondernotstandshilfe (§ 39) 
bezogen hat;" 

b) § 15 Abs. 1 Z 1 lit. e lautet: 

"e) sich einer Ausbildung oder einer beruflichen 
Maßnahme der Rehabilitation unterzogen 
hat, durch die er überwiegend in Anspruch 
genommen wurde;" 

c) Im § 15 Abs. 1 Z 1 lit. h wird der Ausdruck 
"des Mutterschutzgesetzes, BGBL Nr.76/1957," 
durch den Ausdruck "des Mutterschutzgesetzes 
1979" ersetzt. 

d) § 15 Abs. 1 Z 2 lautet: 

,,2. um Zeiträume, in denen der Arbeitslose im 
Ausland beschäftigt gewesen ist sowie um 
Zeiträume, in denen der Arbeitslose in einem 
Staat, mit dem zwischenstaatliche Regelungen 
über Arbeitslosenversicherung getroffen wur­
den, eine dem Krankengeld oder Wochengeld 
entsprechende Leistung bezogen hat." 

6. a) § 16 Abs. 1 lit. e lautet: 

"e) der V erbüßung einer. Freiheitsstrafe sowie 
während einer anderweitigen auf behördli­
cher Anordnung beruhenden Anhaltung," 

b) Im§ 16 Abs. 1 ist am Ende der lit. k der Punkt 
durch einen Beistrich zu ersetzen und folgende lit. 1 
anzufügen: 

,,1) des Zeitraumes, für den Urlaubsentschädi­
gung oder Urlaubsabfindung im Zeitpunkt 
der Auflösung des Beschäftigungsverhältnis­
ses oder nach den Bestimmungen des Bauar­
beiter-Urlaubsgesetzes 1972 zu einem späte­
ren. Zeitpunkt gebühn bzw. gewähn wird, 
nach Maßgabe des Abs. 4." 

c) § 16 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Auf Antrag des Arbeitslosen ist das Ruhen 
des Arbeitslosengeldes gemäß Abs. 1 lit. g bei Vor­
liegen von berücksichtigungswürdigen Umständen 
nach Anhörung des Vermittlungsausschusses des 
Arbeitsamtes für höchstens vier Wochen während 
eines Leistungsanspruches (§ 18) nachzusehen. 

Berücksichtigungswürdige Umstände sind Um­
stände, die im Interesse der Beendigung der 
Arbeitslosigkeit gelegen sind, insbesondere wenn 
sich der Arbeitslose ins Ausland begibt, um nach­
weislich einen Arbeitsplatz zu suchen oder um sich 
nachweislich beim Arbeitgeber vorzustellen, oder 
Umstände, die auf zwingenden familiären Gründen 
beruhen." 

d) Dem § 16 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

. ,,(4) Gebühn 'Urlaubsentschädigung oder 
Urlaubsabfindung im Zeitpunkt der Auflösung des 
Beschäftigungsverhältnisses, beginnt der Ruhens­
zeitraum mit dem Ende des anspruchsbegründen-

. den Beschäftigungsverhältnisses, besteht jedoch 
auch Anspruch auf Kündigungsentschädigung mit 
dem Ende des Zeitraumes, für den Kündigungsent­
schädigung gebühn. Ist der Anspruch auf Urlaubs­
entschädigung oder Urlaubsabfindung strittig oder 
wird Urlaubsentschädigung oder Urlaubsabfindung 
aus sonstigen Gründen (zB Konkurs des Arbeitge­
bers) nicht bezahlt, so ist Abs. 2 sinngemäß anzu­
wenden. Wird hingegen Urlaubsabfindung nach 
dem Bauarbeiter-Urlaubsgesetz 1972 gewährt, 
beginnt der Ruhenszeitraum mit dem 8. Tag, der 
auf die ZahlbarsteIlung durch die Urlaubskasse der 
Arbeiter in der Bauwirtschaft folgt. Ansprüche auf 
Tagesteile bleiben immer außer Betracht." 

7. a) § 20 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Für eine zuschlagsberechtigte Person ist der 
Familienzuschlag nur einmal zu gewähren. Tragen 
mehr als ein Arbeitsloser zum Unterhalt dieser Per­
son tatsächlich wesentlich bei, so gebühn der Fami­
lienzuschlag jenem Arbeitslosen, in dessen Haus­
halt die zuschlagsberechtigte Person wohnt bzw. 
jenem Arbeitslosen, der die zuschlagsberechtigte 
Person überwiegend betreut." . 

h) § 20 Abs. 4 zweiter Satz lautet: 

"Dieser Betrag ist mit Wirkung vom 1. Jänner eines 
jeden Jahres mit dem Anpassungsfaktor des Kalen­
derjahres (§ 10Bf ASVG) zu vervielfachen." 

8. Dem § 21 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

,,(6) Eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunter­
haltes (§ 20 Abs. 2 lit. c des Arbeitsmarktförde­
rungsgesetzes) ist zur Lohnklassenberechnung 
nicht heranzuziehen, wenn ein Entgelt aus vorher­
gehender Beschäftigung vorliegt, das eine Bemes­
sung nach Abs. 1 ermöglicht und das höher als das 
für die Bemessung der Beihilfe herangezogene 
Bruttoentgelt ist. Liegt kein solches Entgelt vor, so 
ist die Beihilfe einem Nettoentgelt gleichzuhalten 
und der Lohnklassenberechnung ein diesem Netto­
entgelt entsprechendes Bruttoentgelt zugrunde zu 

. legen." 

9. Dem § 23 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

,,(4) Ruht die Bevorschussung von Leistungen 
aus der Pensionsversicherung gemäß § 16 Abs. 1 
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lit. e, so gebührt den zuschlagsberechtigten Perso­
nen im Sinne des § 20 Abs. 2, die sich im Inland 
aufhalten und zu deren Unterhalt der Anspruchsbe­
rechtigte tatsächlich wesentlich beigetragen hat, 
eine Leistung in der Höhe der halben ruhenden 
Bevorschussung mit Ausnahme allfälliger Familien­
zuschläge. Zu dieser Leistung gebühren allfällige 
Familienzuschläge. Der Anspruch steht in folgen­
der Reihenfolge zu: Ehegatte (Lebensgefährte), 
Kinder (Stiefkinder, Wahlkinder, Pflegekinder), 
Eltern, Enkel, Großeltern. § 89 Abs. 6 des Allge­
meinen Sozialversicherungsgesetzes gilt sinngemäß. 
Abs.2 findet Anwendung." 

10. a) Dem § 25 Abs. 1 wird folgender Wortlaut 
angefügt: 

"Der Empfänger des Arbeitslosengeldes (der Not­
standshilfe) ist auch zum Ersatz des unberechtigt 
Empfangenen zu verpflichten, wenn sich auf Grund 
seines bzw: seines Angehörigen nachträglich vorge­
legten Einkommensteuerbescheides ergibt, daß 
gemäß § 12 Abs. 6 lit. c bzw. § 36 Abs. 3 lit. A lit. f 
und lit. B lit. d das Arbeitslosengeld (die Notstands­
hilfe) nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte." 

b) Dem § 25 werden folgende Abs. 4 bis 6 ange­
fügt: 

,,( 4 ) Werden Rückforderungen gestundet oder 
Raten bewilligt, so sind keine Stundungszinsen aus­
zubedingen. 

(5) Eine Verpflichtung zum Ersatz des unberech­
tigt Empfangenen oder eine Verfügung zur N ach­
zahlung ist für Zeiträume unzulässig, die länger als 

. fünf Jahre, gerechnet ab Kenntnis des maßgebli­
chen Sachverhaltes durch das Arbeitsamt, zurück­
liegen. Der Zeitraum von fünf Jahren verlängert 
sich um Zeiten, in denen ein gerichtliches oder 
behördliches Verfahren anhängig war, das die 
Frage des Anspruches unmittelbar oder mittelbar 
betroffen hat. 

(6) Abs. 3 gilt auch für Forderungen auf Ersatz 
unberechtigt bezogener Beihilfen gemäß § 19 
Abs. 1 in Verbindung mit § 20 des Arbeitsmarktför­
derungsgesetzes. " 

11. a) Im § 26 Abs. 1 Z 1 lit. b wird der Ausdruck 
"des Mutterschutzgesetzes, BGBI. Nr.76/1957," 
durch den Ausdruck "des Mutterschutzgesetzes· 
1979" ersetzt. 

b) Im § 26 Abs. 1 Z 2 wird folgende neue. lit. b 
eingefügt: 

"b) die binnen,sechs Wochen nach dem Ende des 
Bezuges von Karenzurlaubsgeld neuerlich 
Wochengeld beziehen, nach Erschöpfung 
ihres Anspruches auf Wochengeld, sofern die 
Voraussetzungen der Z 1 lit. c gegeben sind, 
oder" 

c) Die bisherigen lit. bund c des § 26 Abs. 1 Z 2 
eI'halten die Bezeichnung lit. c und d. 

d) Im neuen § 26 Ahs. 1 Z T lit. c wird der Aus­
druck' ,,§§ 26 und 27" durch den Ausdruck ,,§§ 29 
und 30" ersetzt. 

e) § 26 Abs. 1 Z 3 lautet: 

,,3. Frauen, die allein oder mit ihrem Ehegatten 
ein Kind, welches das erste Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, an Kindes Statt angenommen oder in 
der Absicht, dieses Kind an Kindes Statt anzuneh­
men, in unentgeltliche Pflege genommen haben, die 
Anwartschaft erfüllen, mit dem Kind im selben 
Haushalt leben und dieses überwiegend selbst pfle­
gen. Die Voraussetzung der Anwartschaft entfällt, 
wenn die Frau ein weiteres Kind während des Be­
zuges von Karenzurlaubsgeld oder binnen sechs 
Wochen nach dem Ende eines Bezuges von Ka­
renzurlaubsgeld an Kindes Statt angenommen oder 
in der Absicht, dieses Kind ari Kindes Statt anzu­
nehmen, in unentgeltliche Pflege genommen hat. 
Im übrigen gelten Abs. 2 bis 4 und §§27 bis 32 
sinngemäß." 

f) § 26 Abs. 4 lit. c lautet: 

"c) einen land(forst)wirtschaftlichen Betrieb 
bewirtschaften, dessen nach den jeweils gel­
tenden gesetzlichen Vorschriften festgestell­
ter Einheitswert 54 000 S nicht übersteigt;" 

12. § 29 lautet: 

,,§ 29. (1) § 16 Abs. 1 lit. a, b, c, e, fund j (Ruhen 
des Arbeitslosengeldes) sowie § 24 und § 25 (Ein­
stellung und Berichtigung des Arbeitslosengeldes) 
sind sinnge-lIläß anzuwenden. 

(2) Der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld ruht 
während des Aufenthaltes im Ausland, soweit der 
Auslandsaufenthalt zwei Monate während eines 
Karenzurlaubsgeldanspruches (§ 31) überschreitet. 
Das Arbeitsamt kann jedoch auf Antrag der Mutter 
das Ruhen des Karenzurlaubsgeldes wegen Aus­
landsaufenthalt nach Anhörung des zuständigen 
Vermittlungsausschusses aus berücksichtigungs­
würdigen Gründen nachsehen. 

(3) Abs .. 2 findet auf österreichische Staatsbürge­
rinnen, die im Ausland beschäftigt und nach diesem 
Bundesgesetz arbeitslosenversichert waren, keine 
Anwendung, sofern sie sich während des Karenzur­
laubsgeldbezuges im Ausland aufhalten. Zuständig 
im Sinne des § 44 ist in diesen Fällen das Arbeits­
amt Versicherungsdienste iri Wien." 

13. Im § 32 wi~d der Ausdruck "mit der Richt­
zahl dieses Kalenderjahres (§ 108 a ASVG)" durch 
den Ausdruck "mit' dem Anpassungsfaktor dieses 
Kalenderjahres (§ 108 f ASVG)" ersetzt. 

14. Im § 35 wird der Ausdruck ,,26 Wochen" 
durch den Ausdruck ,,39 Wochen" ersetzt. 

15. a) § 36 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"In diesen Richtlinien kann das Ausmaß insbeson­
dere nach Familienstand, Sorgepflichten, Alter des 

372 der Beilagen XVII. GP - Ausschussbericht NR (gescanntes Original) 5 von 7

www.parlament.gv.at



6 372 der Beilagen 

Arbeitslosen und Dauer der Arbeitslosigkeit abge­
stuft werden." 

b) Im § 36 Abs. 1 wird der Ausdruck "mit der 
Richtzahl des betreffenden Kalenderjahres (§ 108 a 
ASVG)" durch den Ausdruck "mit dem Anpas­
sungsfaktor des betreffenden Kalenderjahres 
(§ 108 f ASVG)" und der Ausdruck ,,§ 21 Abs.6" 
durch den Ausdruck ,,§ 21 Abs. 5" ersetzt. 

c) § 36 Abs. 2 letzter Satz lautet: 

"Als Einkommen gelten insbesondere auch Kran­
kengeld und Wochengeld nach dem Allgemeinen 
Sozialversicherungsgesetz, Beihilfen zur Deckung 
des Lebensunterhaltes nach dem Arbeitsmarktföre 
derungsgesetz, Leistungen nach diesem Bundesge­
setz sowie gleichartige Leistungen; bei der Anrech­
nung von Notstandshilfe auf Notstandshilfe ist 
sicherzustellen, daß die Anrechnung nicht wechsel­
seitig erfolgt." 

d) § 36 Abs. 3 lit. A lit. d lautet: 

"d) Bei der Ermittlung des Einkommens aus 
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist 
§ 140 Abs. 5 bis 8 und 12 des Bauern-Sozial­
versicherungsgesetzes sinngemäß anzuwen­
den." 

e) Dem § 36 Abs.3 lit. A wird folgende lit. f 
angefügt: 

"f) Bei der Ermittlung des Einkommens aus 
einer selbständigen Erwerbstätigkeit - aus­
genommen einem Einkommen aus ,einem 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb - ist § 12 
Abs.9 sinngemäß anzuwenden." 

f) § 36 Abs. 3 lit. B lit. a letzter Satz lautet: 

"Für die Anrechnung von Einkommen nach Abs. 2 
letzter Satz kann festgelegt werden, daß die Not­
standshilfe in der Höhe eines bestimmten Betrages 
frei bleibt." . 

g) § 36 Abs. 3 lit. B lit. blautet: 

"b) Bei der Ermittlung des Einkommens aus 
einem land(forst)wirtschaftlichen Betrieb ist 
§ 140 Abs. 5 bis 8 und 12 des Bauern-Sozial­
versicherungsgesetzes sinngemäß anzuwen­
den." 

h) § 36 Abs. 3 lit. B lit. c lautet: 

"c) Ist seit Erschöpfung des Anspruches auf 
Arbeitslosengeld oder Karenzurlaubsgeld ein 
längerer Zeitraum verstrichen, so kann unbe­
schadet Abs. 2 für die Beurteilung der Not­
lage bzw. für das Ausmaß der Notstandshilfe 
unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnisse ein bestimmter 
Grenzbetrag des Familieneinkommens festge­
setzt werden, der durch die Summe von Ein­
kommen des Ehegatten bzw. der Ehegattin 
(des Lebensgefährten bzw. der Lebensgefähr­
tin), der Notstandshilfe und allfälliger eige-

ner Einkommen des Arbeitslosen nicht über­
schritten werden darf." 

i) § 36 Abs. 3 lit. B lit. d lautet: 

"d) Bei der Ermittlung des Einkommens einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit - ausgenOf1l­
men einem Einkommen aus einem 
land(forst)wirtschaftlichen Betrieb - ist § 12 
Abs. 9 sinngemäß anzuwenden. Lehnt der 
selbständig erwerbstätige Angehörige die 
Abgabe der eidesstattlichen Erklärung bzw. 
der Zustimmungs erklärung zur Einholung 
von Auskünften beim Finanzamt ab, so 
besteht kein Anspruch auf Notstandshilfe des 
Arbeitslosen. " 

16. a) § 39 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Mütter, die mit dem Vater ihres unehelichen 
Kindes nicht verheiratet, jedoch an der gleichen 
Adresse angemeldet sind oder anzumelden wären, 
erhalten Sondernotstandshilfe, wenn der Vater des 
unehelichen Kindes kein oder ein geringes Einkom­
men hat. Der Vater des unehelichen Kindes ist hie­
bei einem Lebensgefährten gleichzuhalten." 

b) Dem § 39 werden folgende Absätze angefügt: 

,,(4) Im übrigen sind die Bestimmungen über die 
Notstandshilfe, soweit im Folgenden nicht anderes 
bestimmt ist, sinngemäß anzuwenden. Hinsichtlich 
des Ruhens der Sondernotstandshilfe gilt § 29 sinn­
gemäß. 

(5) Arbeitslosigkeit ist auch während der Zeit 
eines Urlaubes gegen Entfall der Bezüge anzuneh­
men." 

17. a) Dem § 46 Abs. 1 ist folgender Satz anzufü­
gen: 

"Die Abgabe des Antrages kann auch durch einen 
Vertreter erfolgen, wenn der Arbeitslose aus zwin­
genden Gründen, wie Arbeitsaufnahme oder 
Krankheit, verhindert ist, den Antrag persönlich 
abzugeben." . 

b) § 46 Abs. 3 lautet: 

,,(3) Abweichend von Abs. 1 gilt: 

1. Hat der Arbeitslose zwecks Geltendmachung 
von Arbeitslosengeld bei einem Arbeitsamt 
vorgesprochen und stellt sich später heraus, 
daß hiefür nicht dieses, sondern ein anderes 
Arbeitsamt zuständig ist, so gilt als Tag der 
Geltendmachung der Tag der Vorsprache 
beim erstgenannten Arbeitsamt, sofern der 
Arbeitslose seinen Antrag binnen angemesse­
ner Frist bei dem an sich zuständigen Arbeits­
amt einbringt. 

2. Hat der Arbeitslose zwecks Geltendmachung 
von Arbeitslosengeld bei einem Amtstag des 
Arbeitsamtes vorgesprochen, so gebührt das 
Arbeitslosengeld bei Erfüllung der sonstigen 
Voraussetzungen ab dem ersten 'fag der 
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Arbeitslosigkeit, sofern die Vorsprache an 
dem auf den Eintritt der Arbeitslosigkeit 
nächstfolgenden Amtstag erfolgt ist. 

3. Hat der Arbeitslose seinen Wohnsitz (Aufent­
haltsort) nach Eintritt der Arbeitslosigkeit in 
den Zuständigkeitsbereich eines anderen 
Arbeitsamtes verlegt, so gebührt das Arbeits­
losengeld bei Erfüllung der sonstigen Voraus­
setzungen ab dem ersten Tag der Arbeitslosig­
keit, sofern der Arbeitslose binnen angemesse­
ner Frist bei dem nunmehr zuständigen 
Arbeitsamt zwecks Geltendmachung· des 
Arbeitslosengeldes vorspricht." 

c) Der bisherige § 46 Abs. 3 wird zu § 46 Abs. 4. 

18. Dem § 49 Abs. 2 wird folgender Satz ange­
fügt: 

"Vor Erlassung einer Entscheidung ist der Vermitt­
lungsausschuß des Arbeitsamtes anzuhören." 

19. Dem § 51 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

,,(3) In besonders berücksichtigungswürdigen 
Fällen, wie zB im Falle einer besonderen finanziel­
len Notlage oder einer Rückbuchung, kann das 
Arbeitsamt eine Barauszahlung unter Bedacht­
nahmeäuf die vorliegenden Anspruchstage vorneh­
men. Dies kann auch vor Zuerkennung des Anspru­
ches erfolgen, sofern mit dieser gerechnet werden 
kann. Eine wiederholte Barauszahlung ist jedoch 
nicht vorzunehmen, wenn sie in der Absicht 
begehrt wird, die im Abs. 2 festgelegte monatliche 
Auszahlung zu umgehen." 

20. Dem § 58 wird folgender Satz angefügt: 

"Der Antrag auf Karenzurlaubsgeld (§ 46) kann 
auch durch einen Vertreter eingebracht werden. " 

21. § 63 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Soweit die Träger der Krankenversiche­
rung, ausgenommen die Betriebskrankenkassen, an 
der Durchführung der Arbeitslosenversicherung 
nach diesem oder einern anderen Bundesgesetz mit­
wirken, erhalten sie zur Abgeltung der ihnen dar­
aus erwachsenden Kosten eine Vergütung aus den 
Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung in der 
Höhe eines Hundertsatzes der abgeführten Bei­
träge. Das Nähere wird in der Verordnung des 
Bundesministers für Arbeit und Soziales zu § 82 
Abs. 1 des Allgemeinen Sozialversicherungsgeset­
zes geregelt. Dabei ist die Höhe des Hundertsatzes 
unterZugrundelegung der Kostenrechnung festzu­
setzen." 

22. Im § 64 Abs. 2 zweiter Satz ist der Ausdruck 
,,Abs. 4 und 5" durch den Ausdruck "Abs. 6 und 7" 
zu ersetzen. 

23. § 68 lautet: 

,,§ 68. Die Ansprüche auf Leistungen nach die­
sem Bundesgesetz können nur zur Deckung gesetz­
licher Unterhaltsansprüche gegen den Anspruchs-

berechtigten mit der Maßgabe, daß § 6 des Lohn­
pfändungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 450, sinngemäß 
anzuwenden ist, rechtswirksam übertragen, ver­
pfändet oder gepfändet werden." 

24. a) § 76 erhält die Bezeichnung § 76 Abs. 1. 

b) § 76 Abs. 2 lautet: 

,,(2) Ist ein ,Arbeitsamt Versicherungsdienste' 
eingerichtet, so hat die Anhörung jenes Vermitt­
lungsausschusses zu erfolgen, der bei dem nach 
dem Wohnsitz (Aufenthaltsort), bzw. der berufli­
chen Tätigkeit oder bestimmten herangezogenen 
Merkmalen des Arbeitslosen zuständigen Arbeits­
amt besteht." 

25. Nach § 76 wird folgender § 76 a samt Über­
schrift eingefügt: 

"Anhörungsrecht 

§ 76 a. Die gesetzlichen Interessenvertretungen 
der Arbeitnehmer und Arbeitgeber sind vor Erlas­
sung von grundsätzlichen Durchführungserlässen 
zu diesem Bundesgesetz anzuhören." 

Artikel 11 

Abweichend von § 60 Abs. 2 lit. b des Arbeitslo­
senversicherungsgesetzes 1977 beträgt für das Jahr 
1987 der Beitrag des Ausgleichsfonds für Familien­
beihilfen 75 vH des Gesamtaufwandes (Barleistung 
einschließlich der hierauf entfallenden Krankenver­
sicherungsbeiträge) für Karenzurlaubsgeld. 

Artikel III 

(1) Artikel I dieses Bundesgesetzes tritt, mit Aus­
nahme des Art. I Z 1 lit. c und Z 15 lit. h, mit 
1. Jänner 1988 in Kraft. Art. I Z 1 lit. c tritt mit 
Beginn des Beitragszeitraumes Jänner 1988, Art. I 
Z 151it. h tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft. 

(2) Art. I Z 6 lit. bund d findet auf jene Fälle 
Anwendung, in denen der Ruhenszeitraum nach 
dem 31. Dezember 1987 beginnt. 

(3) Der bisherige § 36 Abs. 3 lit. B lit. c des 
Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977, der durch 
Art. I Z 15 lit. h abgeändert wird, ist weiterhin auf 
alle Fälle anzuwenden, in denen der Anspruch auf 
Arbeitslosengeld und Karenzurlaubsgeld vor dem 
1. Juli 1988 erschöpft wurde. 

(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundesge­
setzes können bereits ab dem seiner Kundmachung 
folgenden Tag erlassen werden. 

(5) Mit der Vollziehung des Artikels 11 dieses 
Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Umwelt, 
Jugend und Familie, mit der Vollziehung der übri­
gen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit 
und Soziales betraut. 
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